Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 3985 


21 . 08 . 75 


Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Carstens (Fehmarn), Stücklen, Katzer, 
Dr. Götz, Dr. Jenninger und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3916 - 

betr. Kostenentwicklung der sozialen Sicherheit und der Bildung von drei Arbeits- 
gruppen der Sozialpolitischen Gesprächsrunde zu Fragen der sozialen 
Sicherung 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung hat mit Schreiben vom 20. August 
1975 - Ia 2 - 11485 - namens der Bundesregierung die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Am 11. Juli 1975 hat die Sozialpolitische Gesprächsrunde, der 
die Vertreter der großen gesellschaftlichen Gruppen angehören, 
über das Thema „Finanzierung der Sozialen Sicherheit und 
Grenzen der Belastbarkeit der Versicherten und der Unterneh- 
men" diskutiert. Wegen der Vielschichtigkeit des Themas hat 
sie zum Abschluß auf Vorschlag des Bundesministers Arendt 
drei Arbeitsgruppen eingesetzt, die sich mit folgenden Fragen 
befassen sollen: 

— Probleme der Arbeitsförderung und der ausländischen 
Arbeitnehmer, 

— Kostendämpfung in der Krankenversicherung, 

— Probleme in der Rentenversicherung. 

Die erste Arbeitsgruppe hat bereits am 31. Juli 1975 zum ersten 
Mal getagt und sich mit Änderungen des Arbeitsförderungs- 
gesetzes (AFG), insbesondere der Förderung der beruflichen 
Bildung, befaßt. Die beiden anderen Arbeitsgruppen sind für 
Anfang September eingeladen. 

In der Sozialpolitischen Gesprächsrunde hat Bundesminister 
Arendt deutlich gemacht, daß die Bundesregierung den Abbau 
von Sozialleistungen ablehnt. Sie möchte jedoch gemeinsam 
mit den großen gesellschaftlichen Gruppen prüfen, ob es an der 
einen oder anderen Stelle Fehlentwicklungen gibt, die aus 
Gründen der sozialen Gerechtigkeit bereinigt werden müssen. 
Die Bundesregierung und der für die Sozialpolitische Gesprächs- 
runde federführende Bundesminister haben bisher - entgegen 
der in der Anfrage mehrfach zum Ausdruck kommenden An- 
sicht - den Arbeitsgruppen keine konkreten und ins einzelne 
gehenden Maßnahmen vorgeschlagen. Es wird vielmehr erwar- 
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tet f daß die in der Gesprächsrunde angeschnittenen Themen in 
den Arbeitsgruppen eingehend erörtert und Lösungsvorschläge 
vorbereitet werden. Es ist auch nicht Aufgabe der Sozialpoli- 
tischen Gesprächsrunde, fertigen Konzepten der Bundesregie- 
rung zuzustimmen. Vielmehr legt die Bundesregierung Wert 
darauf, die großen gesellschaftlichen Gruppen bereits in einem 
möglichst frühen Stadium der sozialpolitischen Diskussion ein- 
zuschallen und gemeinsam mit ihnen die Lösung sozialer Pro- 
bleme zu erörtern. 


1. a) Zum Zeitpunkt der höchsten Arbeitslosigkeit seit zwanzig 
Jahren sind die liquiden Reserven der Bundesanstalt für 
Arbeit aufgebraucht und der Bund muß mit Zuschüssen ihre 
Zahlungsfähigkeit sichern. Mit welchem Finanzbedarf für 
die Bundesanstalt rechnet die Bundesregierung bis zum Jah- 
resende 1975 und für 1976? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der Dauer- 
arbeitslosen zum Jahresende? Wie viele dieser Arbeitslosen 
weiden Anspruch auf Arbeitslosenhilfe haben, und wie viele 
werden aut Sozialhilfe angewiesen sein? 

c) Plant die Bundesregierung eine Verlängerung des Bezugs- 
rechts lür Arbeitslosengeld? 

d) In einem Sonderbericht hatte der Bundesrechnungshof 1973 
darauf hingewiesen, daß sich die Bundesanstalt für Arbeit 
wegen einer ungenügenden Rücklagenbildung hart am Rande 
einer Illiquidität bewege und schon ein mäßiger Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zu einer Insolvenz der Bundesanstalt führen 
könne. Mit welchen Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auf diese Warnungen reagiert und die Konsequenzen aus der 
Tatsache gezogen, daß die Bundesanstalt selbst in Jahren 
geringer Arbeitslosigkeit (1970 bis 1971) mit einem Defizit 
abschloß? 

e) Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die Notwendig- 
keit, das Arbeitsförderungsgesetz zu „durchforsten" und 
„Mißbrauchsmöglichkeiten" zu beseitigen? Worin sieht die 
Bundesregierung einen Mißbrauch dieses Gesetzes, und an 
welche Maßnahmen denkt sie? Welche Einsparungen er- 
wartet sie infolge dieser Maßnahmen? 

f) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung der Arbeits- 
gruppe zur Überprüfung des Arbeitsförderungsgesetzes vor- 
geschlagen, um die finanzielle Lage der Bundesanstalt für 
Arbeit langfristig zu konsolidieren und die gesetzlich vor- 
geschriebene Rücklage wieder aufzubauen? 


1. a) Der Bund hat der Bundesanstalt für Arbeit 1975 Darlehen 
nach § 187 Abs. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes in Höhe 
von 2,45 Mrd. DM gewährt. Auf der Grundlage des vom 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt am 30. Juli 1975 fest- 
gestellten Nachtragshaushalts ist damit zu rechnen, daß 
der Bund der Bundesanstalt als weitere Liquiditätshilfe 
für das Haushaltsjahr 1975 Zuschüsse nach Artikel 120 
des Grundgesetzes in Höhe von insgesamt 5,85 Mrd. DM 
zu gewähren haben wird. 

Ehe Aussagen über den Finanzbedarf der Bundesanstalt 
für Arbeit für das Haushaltsjahr 1976 gemacht werden 
können, müssen die Haushaltsberatungen abgewartet 
werden. 

1. b) Von den 1 017 903 Arbeitslosen von Ende Mai 1975 waren 
70 839 ein Jahr und länger (davon 10 956 zwei Jahre und 
länger) arbeitslos. Der Anteil der Arbeitnehmer, die ein 
Jahr und länger arbeitslos waren, betrug somit 7 v. H. 
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(Mai i 974 : 5,3 v. H., September 1974: 5,2 v.H.). Die wei- 
tere Entwicklung der Zahl der längerfristig Arbeitslosen 
hängt vom allgemeinen Verlauf des Arbeitsmarktes so- 
wie von der zukünftigen Dauer der Arbeitslosigkeit des 
einzelnen und hier insbesondere der längerfristig Ar- 
beitslosen ab. Sie kann deshalb nicht quantitativ zuver- 
lässig abgeschätzt werden. Zu berücksichtigen ist hierbei 
auch, daß die Umschichtung innerhalb der Zahl der Ar- 
beitslosen nach wie vor ausgeprägt ist. So stieg z.B. im 
Juli 1975 bei rd. 315 000 Neuzugängen an Arbeitslosen 
die Zahl der Arbeitslosen nur um 33 000. Allerdings ist 
damit zu rechnen, daß die Zahl der längerfristig Arbeits- 
losen vorerst noch steigt. Daher wird auch die Zahl der 
Empfänger von Arbeitslosenhilfe voraussichtlich vorerst 
steigen. Zuverlässige Schätzungen über die Entwicklung 
der Zahl der Empfänger von Arbeitslosenhilfe bis zum 
Jahresende sind jedoch nicht möglich. 

Da die Arbeitslosenhilfe ohne zeitliche Begrenzung ge- 
währt wird, kann nicht ohne weiteres mit der Zunahme 
der Empfänger von Sozialhilfe gerechnet werden. Arbeits- 
lose nehmen die Sozialhilfe grundsätzlich nur in An- 
spruch, wenn sie ein verhältnismäßig niedriges Arbeits- 
entgelt erzielt haben und wegen der dementsprechend 
niedrigen Leistung des Arbeitsamts auf zusätzliche Lei- 
stungen der Sozialhilfe angewiesen sind. Statistiken hier- 
über liegen nicht vor. 

1. c) Eine Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosen- 
gelds wird zur Zeit nicht erwogen. 

1. d) Sobald zu erkennen war, daß die durch das Arbeitsförde- 
rungsgesetz eingeführten Leistungsverbesserungen, ins- 
besondere bei der Förderung der beruflichen Bildung, 
nicht mehr voll aus den laufenden Einnahmen finanziert 
werden konnten, hat die Bundesregierung den Beitrags- 
satz ab 1972 auf 0,85 v.H. (1,7 v.H. für Arbeitnehmer 
und Arbeitgeber zusammen) angehoben. Die dadurch er- 
höhten Einnahmen waren bei der damaligen Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktlage ausreichend, um die anfallenden 
Ausgaben voll zu decken und der Rücklage wieder Über- 
schüsse (1973 662 Mio DM) zuzuführen. Weitere Maß- 

nahmen zur Verbesserung der Finanzsituation waren bei 
dieser Situation nicht erforderlich. 

1. e) Mehrere Jahre nach Inkrafttreten des Arbeitsförderungs- 
gesetzes erscheint es angebracht, Folgerungen aus den 
Erfahrungen zu ziehen, die in den letzten Jahren bei der 
Durchführung des Gesetzes gemacht worden sind. Die 
hiermit zusammenhängenden Fragen sollen zunächst in 
der Arbeitsgruppe „Arbeitsförderungsgesetz" der Sozial- 
politischen Gesprächsrunde eingehend erörtert werden. 
Erst danach kann entschieden werden, ob die Bundes- 
regierung einen Entwurf zur Änderung des AFG vorlegt. 

1. f) Auf die allgemeine Stellungnahme wird hingewiesen. 


3 



Drucksache 7/3985 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


2. a) Nach dem Sozialbudget 1974 sollen die Beitragssätze zur 
gesetzlichen Krankenversicherung bis 1978 auf 11,0 v. H. 
bis 11,5 v. H. steigen. Der Bundesverband der Ortskranken- 
kassen rechnet heute jedoch mit einem Durchschnittssatz von 
14 v. H. für diesen Zeitpunkt. 

Mit welchem Beitragssatz rechnet die Bundesregierung der- 
zeit für 1978? 

b) Welche Mehraufwendungen bringen das Rehabilitations- 
angleichungsgesetz, die Übernahme der vollen Kosten für 
Zahnersatz, das Strafreditsreform-Ergänzungsgesetz in Ver- 
bindung mit der von der Regierungskoalition beabsichtigten 
Reform des § 218 StGB den Krankenkassen nach den neue- 
sten Schätzungen für 1975 bis 1978, und wieviel Beitrags- 
punkte macht das jeweils aus? 

c) Mit wieviel Beitragspunkten belastet die Krankenversiche- 
rung der Rentner den einzelnen beitragszahlenden Ver- 
sicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung? 

Welche Beitragsentwicklung erwartet die Bundesregierung 
infolge der beabsichtigten Neuregelung der Finanzierung 
der Krankenversicherung der Rentner? 

d) Voraussagen, wie z. B. im Krankenversicherungsbudget des 
Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport des Landes 
Rheinland-Pfalz gemacht wurden, daß die Krankenkassen- 
ausgaben 1978 zwischen 90 und 100 Mrd. DM liegen würden, 
sind bisher von der Bundesregierung als „Horrorgemälde" 
bezeichnet worden. Welche Ausgabenhöhe hält die Bundes- 
regierung für diesen Zeitpunkt heute für realistisch? 

e) Welche Vorschläge hat die Bundesregierung der Arbeits- 
gruppe zur Überprüfung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gemacht, um das Anwachsen der Ausgaben im Kranken- 
versicherungsbereich einzudämmen? Welche Einsparungs- 
möglichkeiten erwartet sie von den einzelnen Maßnahmen? 

2. a) Die Bundesregierung wird das nächste Sozialbudget, das 
den Zeitraum bis 1979 umfassen wird, Anfang 1976 vor- 
legen. Eine zum jetzigen Zeitpunkt vorgezogene isolierte 
Fortschreibung der Finanzentwicklung der Krankenver- 
sicherung bis 1978 bzw. bis 1979 hält die Bundesregie- 
rung für problematisch, da zwischen den wirtschaftlichen, 
sozialen und finanziellen Entwicklungen enge Interde- 
pendenzen bestehen, die eine eingehende Abstimmung 
mit anderen Vorausberechnungen erforderlich machen. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß das Sozialbudget 
der Bundesregierung methodisch nicht mit den Voraus- 
berechnungen des Bundesverbandes der Ortskranken- 
kassen vergleichbar ist. 

2. b) Angaben über die tatsächlichen Mehraufwendungen auf 
Grund des Rehabilitationsangleichungsgesetzes, der Neu- 
regelung beim Zahnersatz und des Straf rechtsreform- 
Ergänzungsgesetzes liegen noch nicht vor. Verläßliche 
Schätzungen sind in diesen Fällen außergewöhnlich 
schwierig. Unter diesen Vorbehalten läßt sich folgendes 
sagen: 

Die Mehraufwendungen der Krankenversicherung auf 
Grund des Rehabilitationsangleichungsgesetzes sind von 
der Bundesregierung auf netto 500 Mio DM (1975) bzw. 
rund 550 Mio DM (1976) geschätzt worden (Drucksache 
7/1237). Mehraufwendungen für Zahnersatz sind darin 
nicht enthalten, da dieses Gesetz diesbezüglich keine 
kostenwirksamen Vorschriften enthält. Inwieweit diese 
Schätzungen tatsächlich erreicht werden, hängt davon ab, 
wie schnell die neuen Leistungen anlaufen und wie die 
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Krankenkassen insbesondere angesichts der derzeitigen 
Finanzlage im einzelnen verfahren. 

Die Mehraufwendungen für Zahnersatz, ausgelöst durch 
die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, hängen 
davon ab, welche Zuschußhöhe die Krankenkassen in 
ihren Satzungen vorsehen. Nach den vorliegenden Infor- 
mationen haben die Krankenkassen in der Regel Zu- 
schüsse von in Höhe von 80 bis 100 v. H. der vertraglich 
vereinbarten Gebühren vorgesehen. Danach dürften die 
Mehraufwendungen der Krankenkassen für Zahnersatz, 
soweit sie auf die Satzungsneuregelungen zurückzufüh- 
ren sind, mit etwa 1,2 Mrd. DM (1975) bzw. 1,4 Mrd. DM 
(1976) zu beziffern sein. 

Die finanziellen Auswirkungen des Strafrechtsreform- 
Ergänzungsgesetzes auf die Krankenkassen sind deshalb 
außerordentlich schwierig abzuschätzen, weil keine ver- 
läßlichen Anhaltspunkte über die zu erwartende Zahl 
von Beratungen, Schwangerschaftsunterbrechungen und 
Sterilisationen vorhanden sind. Außerdem hängen die 
Mehraufwendungen von den noch zu vereinbarenden 
Richtlinien und Honorierungsregelungen ab. Ferner ist 
zu berücksichtigen, daß die Kassen einen Bundeszuschuß 
in Höhe von 55 Mio DM pro Jahr erhalten werden. Da 
das Gesetz erst am 1. Dezember 1975 in Kraft tritt, fallen 
im Jahre 1975 keine nennenswerten Kosten an. Für 1976 
könnten die Mehraufwendungen bei allen Vorbehalten 
mit netto etwa 230 Mio DM geschätzt werden. 

Insgesamt ergibt sich danach eine schätzungsweise Mehr- 
belastung der Krankenversicherung von 1,7 Mrd. DM im 
Jahr 1975, die sich 1976 noch um etwa 0,5 Mrd. DM er- 
höht. Dies entspricht etwa 0,4 Beitragssatzpunkten, wo- 
bei der überwiegende Teil (Zahnersatz) nicht auf gesetz- 
liche Leistungsverbesserungen zurückzuführen ist. Eine 
entsprechende Beitragssatzentwicklung dürfte zum größ- 
ten Teil in das Jahr 1975 fallen. Nach den Einführungs- 
jahren 1975 und 1976 dürften sich die genannten Leistun- 
gen im Rahmen der gesamten Leistungen der Kranken- 
versicherung entwickeln und für sich genommen keine 
weiteren Beitragssatzerhöhungen erforderlich machen. 

2. c) Die derzeitige Belastung der Krankenkassen durch die 
Krankenversicherung der Rentner und die Veränderun- 
gen des Regierungsentwurfs eines Krankenversicherungs- 
Weiterentwicklungsgesetzes sind in der Begründung die- 
ses Entwurfs eingehend dargestellt worden; es wird hier 
insoweit darauf hingewiesen (Drucksache 7/3336). 

Es ist geplant, dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung des Deutschen Bundestages aktualisierte und fort- 
geschriebene Zahlen vorzulegen, sobald er seine Beratun- 
gen zu diesem Gesetzentwurf aufnimmt. Es muß um Ver- 
ständnis gebeten werden, daß dieses Zahlenmaterial jetzt 
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noch nicht verfügbar ist, da es umfangreiche Abstimmun- 
gen erfordert. 

2. d) Es wird auf die Antwort zu Frage 2 a) hingewiesen. Im 
übrigen gilt auch hier, daß das Krankenversicherungs- 
budget des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 
Sport des Landes Rheinland-Pfalz methodisch nicht mit 
dem Sozialbudget der Bundesregierung zu vergleichen ist. 

2. e) Wie bereits in den Vorbemerkungen zum Ausdruck ge- 
bracht, geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
Arbeitsgruppe der Sozialpolitischen Gesprächsrunde 
ihrerseits das Thema Kostendämpfung in der Kranken- 
versicherung eingehend berät und die Gesprächsrunde 
hierüber möglichst umfassend unterrichtet. 

Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, daß die Bundesregie- 
rung bereits jetzt in allen Bereichen der gesetzlichen 
Krankenversicherung Maßnahmen zur Dämpfung des 
Kostenanstiegs durchgeführt oder eingeleitet hat. So 
wurde nach Beratungen mit den Beteiligten erreicht, daß 
die Steigerungsraten für die Aufwendungen bei Kran- 
kenhausbehandlung und für die ärztlichen Honorarsätze 
deutlich unter denen der vergangenen Jahre liegen. Auch 
im Arzneimittelbereich soll eine Senkung des Preis- 
niveaus und eine größere Transparenz auf dem Arznei- 
inittelmarkt erreicht werden. 


3. a) Halt die Bundesregierung die Annahme des Rentenaupas- 
sungsberichts 1975 bezüglich der Einkommens- und der 
Arbeitsmarktentwicklung für realistisch? Inwiefern sind 
diese Annahmen ihrer Meinung nach zu korrigieren? Wie 
beurteilt die Bundesregierung die mittel- und langfristige 
finanzielle Entwicklung der Rentenversicherung unter den 
veränderten Annahmen über wirtschaftliches Wachstum und 
Beschäftigung? 

b) Wie veranschlagt die Bundesregierung die langfristigen Ab- 
weichungen von den Annahmen des Rentenanpassungs- 
berichts, insbesondere bezüglich 

1. Einkommensentwicklung, 

2. Arbeitslosenquote, 

3. Zahl der ausländischen Arbeitnehmer? 

Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für die mittel- 
und langfristige Entwicklung der Rentenfinanzen? 

c) Welche Vorschläge hat die Bundesregierung der Arbeits- 
gruppe zur Überprüfung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung vorgelegt, um - soweit erforderlich - die Leistungs- 
fähigkeit der Rentenversicherung nach gellendem Recht 
mittel- und langfristig zu sichern? 

3. a) und 

b) Der alljährlich von der Bundesregierung den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorzulegende Rentenanpas- 
sungsbericht enthält als Kernstück fünfzehnjährige Vor- 
ausberechnungen über die Finanzen der Rentenversiche- 
rungen. Die hierbei zugrunde gelegten wirtschaftlichen 
Annahmen werden jeweilig entsprechend der aktuellen 
Einschätzung von Ausgangstage und Entwicklungsper- 
spektiven der Gesamtwirtschaft festgelegt. Der Abstim- 
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mungskreis, dom diese Aulgabe obliegt und dem neben 
der Bundesregierung der Bundesrechnungshof, die Deut- 
sche Bundesbank, das Bundes versicherungsamt und die 
Träger der Rentenversicherungen angehören, hat über 
die dem nächsten Rentenanpassungsbericht zugrunde 
zu legenden wirtschaftlichen Annahmen noch nicht be- 
raten. Die Bundesregierung nimmt an, daß - wie auch in 
den vergangenen Jahren - die seit Vorlage des letzten 
Rentenanpassungsberichts eingetretene wirtschaftliche 
Entwicklung zu einer Änderung der Annahmen führt; sie 
hält es jedoch nicht für angebracht, den Beratungen des 
Abstimmungskreises vorzugreifen. Damit fehlt derzeit 
auch die Grundlage für Aussagen über mögliche Ände- 
rungen in den Ergebnissen der fünfzehnjährigen Voraus- 
berechnungen. Der in wenigen Monaten vorzulegende 
Rentenanpassungsbericht 1976 wird die in der Kleinen 
Anfrage erbetenen Informationen geben. 

3. c:) Auf die allgemeine Stellungnahme wird hingewiesen. 


4. a) Welche neuen Erkenntnisse und Unterlagen stehen den 
im Rahmen der Sozialpolitischen Gesprächsrunde gebildeten 
Arbeitsgruppen zur Vertilgung? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung nach Ablauf des 
ersten und der voraussichtlichen Entwicklung des zweiten 
Halbjahres den Anteil der Sozialleistlingen am Brutto- 
sozialprodukt der Bundesrepublik Deutschland (Sozial- 
leistungsquote) für das Jahr 1975? Wie hoch wird nach 
Auffassung der Bundesregierung die Sozialleistungsquote 
für das Jahr 1976 ausfallend 

c) Wie hoch wird nach Ansicht der Bundesregierung die 
Gesamtbelastung 

1. der Arbeitnehmer 

2. der Unternehmen 

mit Sozialabgaben in den Jahren 1975 und 1976 sein? 

d) Hält die Bundesregierung ihre Aussage im Sozialbericht 
1974 aufrecht, daß „für den aktuellen Vorausberechnungs- 
zeitraum des vorliegenden Sozialbudgets" (1974 bis 1978) 
mit einer „jahresdurchschnittlichen Steigerungsrate der 
realen Nettoverdienste von 3 v. H. gerechnet werden" kann, 
und welches Wachstum der durchschnittlichen realen Netto- 
einkommen der Arbeitnehmer erwartet die Bundesregierung 
für 1975 und 1976? 

e) Wie w T ird sich das reale verfügbare Einkommen von Allein- 
ernährern von Mehrkinderfamilien unter Einbeziehung des 
nominell unveränderten Kindergeldes und der bei steigen- 
dem Nominalerwerbseinkommen absinkenden Wohngeld- 
ansprüche entwickeln, und in welchem Ausmaß werden nach 
Auffassung der Bundesregierung 

1. die Zahl der Sozialhilfeberechtigten steigen und 

2. die Leistungsverpflichtungen der Sozialhilfeträger an- 
wachsen? 


4. a) Den Arbeitsgruppen der Sozialpolitischen Gesprächs- 
runde stehen die aktuellen sozial- und wirtschaftspoliti- 
schen Daten zur Verfügung. Im übrigen wird auf die all- 
gemeine Stellungnahme hingewiesen. 

4. b) Die Bundesregierung geht davon aus, daß der Anteil der 
Sozialleistungen am Bruttosozialprodukt (Sozialleistungs- 
quote) in der umfassendsten Abgrenzung des Sozialbud- 
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gets von 287s v. H. im Jahre 1974 auf rund 31 v. H. im 
Jahre 1975 steigen wird. Dieser Anstieg ist in der Haupt- 
sache konjunkturell bedingt, denn er beruht, außer auf 
den Verbesserungen des Kindergeldes vor allem auf 
höheren Leistungen der Arbeitslosenversicherung und 
auf der Dämpfung des Sozialproduktwachstums (bei 
gleichbleibendem Gesamtvolumen der Sozialleistungen 
bewirkt z. B. eine Korrektur des Bruttosozialprodukts um 
5 v. H. eine Verschiebung der Sozialleistungsquote um 
IV 2 Prozentpunkte). Entsprechend wird sich die Sozial- 
leistungsquote im Zuge des konjunkturellen Auf- 
schwungs wieder zurückbilden. Die auch in der Vergan- 
genheit zu beobachtenden konjunkturellen Schwankun- 
gen der Sozialleistungsquote sind ein zahlenmäßiger 
Ausdruck für die konjunkturpolitisch erwünschte stabi- 
lisierende Funktion des Systems der sozialen Sicherung. 

4. c) Im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt betrugen die Ar- 
beitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung 11,5 v. H. der 
Bruttolöhne und -gehälter im Jahr 1974. Nach Schätzung 
der Bundesregierung ist 1975 ein Anstieg auf rund 
12 v. H. und 1976 auf rund 1 2 1 / 2 v. H. zu erwarten. Für 
beitragspflichtige Monatsentgelte bis 1875 DM im Jahr 
1974, 2100 DM im Jahr 1975 und 2325 DM im Jahr 1976 
zahlen Arbeitgeber und Arbeitnehmer durchschnittliche 
Sozialversicherungsbeiträge in Höhe von jeweils 14.6 
v. H. im Jahr 1974 sowie nach Schätzungen der Bundes- 
regierung 15 bis 1572 v. H. im Jahr 1975 und rund 16 v. H. 
im Jahr 1976. 

4. d) Im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt hat sich das reale 
Nettoeinkommen je beschäftigten Arbeitnehmer 1974 um 
3 v. H. erhöht und wird 1975 unter Einschluß der Steuer- 
und Kindergeldreform um 4 v, H. steigen. Für die Zukunft 
rechnet die Bundesregierung weiterhin mit einer jahres- 
durchschnittlichen Zunahme um 3 v.H., wobei Schwan- 
kungen um diesen Mittelwert wie in der Vergangenheit 
zu erwarten sind. 

4. e) Das reale verfügbare Einkommen von Mehrkinderfami- 
lien wird sich in Zukunft ähnlich erhöhen wie die durch- 
schnittlichen realen Nettoverdienste aller Arbeitnehmer; 
kurzfristige Schwankungen und Abweichungen, die sich 
jedoch mittelfristig ausgleichen, sind dabei möglich. Be- 
sondere Entwicklungen bei der Zahl der Sozialhilfe- 
berechtigten und beim Leistungsvolumen der Sozialhilfe 
sind nicht zu erwarten. 
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